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EINFÜHRUNG 

Ohne Übertreibung wird man annehmen dürfen, dass der 

13. September 2022 seinen Platz in den arbeitsrechtlichen 

Lehr- und Geschichtsbüchern finden wird: Wie in den ver-

gangenen Tagen bereits in vielen Medien berichtet, hat das 

Bundesarbeitsgericht (BAG) an diesem Tag nämlich ent-

schieden, dass Arbeitgeber in Deutschland bereits jetzt ge-

nerell verpflichtet sind, die Arbeitszeit ihrer Arbeitnehmer zu 

erfassen (Beschl. vom 13.09.2022, Az.: 1 ABR 22/21). Zu 

Recht wird dieses (bisher allerdings nur in Gestalt einer 

Pressemitteilung veröffentlichte) Urteil als „Paukenschlag“ 

bezeichnet, dessen Hintergrund und Auswirkungen hier 

noch einmal etwas detaillierter aufgearbeitet werden sollen: 

SACHVERHALT DER ENTSCHEIDUNG 

Gegenstand des Verfahrens war an sich die zunächst be-

triebsverfassungsrechtliche Frage, ob ein Betriebsrat ein 

sogenanntes „Initiativrecht“ hinsichtlich der Einführung einer 

Arbeitszeiterfassung hat, ob er also den Arbeitgeber mittels 

seiner Rechte aus § 87 BetrVG und über den Weg einer Ei-

nigungsstelle zwingen kann, eine Arbeitszeiterfassung ein-

zuführen. Während das LAG Hamm dies in zweiter Instanz 

bejaht hatte, hat das BAG nun entschieden, dass ein sol-

ches Recht nicht besteht. 

Was damit zunächst nach einer positiven Nachricht für den 

am Verfahren beteiligten Arbeitgeber aussieht, entpuppt 

sich unter Berücksichtigung der bereits jetzt in Grundzügen 

erkennbaren Begründung des BAG als nur scheinbarer 

Sieg: Das BAG verneint das Initiativrecht nämlich mit der 

Begründung, dass der Betriebsrat hinsichtlich des „Ob“ ei-

ner Arbeitszeiterfassung nicht mitzubestimmen habe, weil 

der Arbeitgeber hierzu ohnehin bereits gesetzlich ver-

pflichtet sei. Die Frage, „ob“ der Arbeitgeber Arbeitszeiten 

zu erfassen hat oder nicht, ist damit bereits gesetzlich be-

antwortet, ohne dass es überhaupt einer Initiative des Be-

triebsrats bedürfte.  

RECHTLICHER HINTERGRUND DER ENTSCHEIDUNG 

Die Entscheidung überrascht zwar etwas, kommt aber auch 

nicht gänzlich unerwartet: Der Europäische Gerichtshof hat 

bereits vor einiger Zeit (Urteil vom 14.05.2019 – C-55/18) 

entschieden, dass die EU-Mitgliedstaaten Arbeitgeber ver-

pflichten müssen, ein „objektives, verlässliches und zugäng-

liches System zur Erfassung der täglichen Arbeitszeit ihrer 

Beschäftigten“ einzurichten (vgl. unsere Mandanten-Info 

05/2019). Der EuGH hat dies mit einem Hinweis auf die 

Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und 

des Rates vom 04.11.2003 über bestimmte Aspekte der Ar-

beitszeitgestaltung sowie Art. 31 II der Charta der Grund-

rechte der Europäischen Union gestützt, wonach jede/r Ar-

beitnehmer/in das Recht auf eine Begrenzung der Höchst- 

 

arbeitszeit hat. Dieses Ziel könne – so der EuGH im Kern – 

ohne systematische Aufzeichnung der Arbeitszeit nicht ef-

fektiv gewährleistet werden.  

Die Entscheidung des EuGH war in erster Linie ein Auftrag 

an die nationalen Gesetzgeber. Eine europarechtskonforme 

Auslegung des deutschen Arbeitszeitgesetzes, die zu einer 

unmittelbaren Wirkung gegenüber deutschen Unternehmen 

geführt hätte, wurde diskutiert, mit Blick auf den Wortlaut 

des Arbeitszeitgesetzes (der in § 16 Abs. 2 an sich nur eine 

Aufzeichnung von Überstunden vorsieht) aber überwiegend 

abgelehnt. 

Eine Neuregelung des deutschen Arbeitszeitrechts steht 

derzeit noch aus. Die Ampelkoalition hat im Koalitionsver-

trag zwar gesetzgeberische Initiativen sowie einen Dialog 

mit den Sozialpartnern angekündigt und dies mit dem aus-

drücklichen Wunsch kombiniert, flexible Arbeitszeitmodelle 

(einschließlich Vertrauensarbeitszeit) weiter möglich zu ma-

chen. Jedoch steht eine flächendeckende Neuregelung 

(einschließlich der Regelung der Arbeitszeiterfassung) noch 

aus. Wohin die Reise gehen könnte, lässt sich u. U. aus 

dem zwischenzeitlich durch das Bundesministerium für Ar-

beit und Soziales vorgelegten Referentenentwurf eines 

2. Gesetzes zu Änderungen im Bereich der geringfügigen 

Beschäftigung entnehmen, der – begrenzt auf den Bereich 

der geringfügigen Beschäftigung und einiger Branchen - be-

reits eine Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflicht vorsah. 

Das BAG setzt den Gesetzgeber nun unter Druck. Es ist 

abzuwarten, wie die Politik hierauf reagieren wird. Teilweise 

wird erwartet, dass das Gesetzgebungsverfahren neuen 

Schwung bekommt. Nicht ausgeschlossen erscheint aber 

leider auch, dass die Politik passiv bleibt und auch die Klä-

rung weiterer Fragen den Gerichten überlässt.  

PRAKTISCHE KONSEQUENZEN 

Die Folgen der Entscheidung sind weitreichend: Festzuhal-

ten ist zunächst, dass die Aussage des BAG – auch wenn 

der betriebsverfassungsrechtliche Ausgangspunkt des Ver-

fahrens anderes nahelegen könnte - keineswegs nur solche 

Arbeitgeber betrifft, bei denen Betriebsräte gewählt sind. Die 

vom BAG angenommene Pflicht betrifft jeden Arbeitgeber. 

Zugegebenermaßen wird die Arbeitszeit in vielen Unter-

nehmen bereits erfasst, jedoch sind nun auch Unternehmen 

betroffen, die sich – aus welchen Gründen auch immer – 

gegen eine Zeiterfassung entschieden haben. Man sollte in-

soweit bitte auch nicht nur stereotyp an den Arbeitgeber 

denken, der die Arbeitszeiten bewusst intransparent halten 

will, um z. B. Überstundenvergütung zu sparen. Denken 

sollte man stattdessen auch an die vielen kleineren und mit-

telständischen Unternehmen, denen mit diesem Urteil in 
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ohnehin extrem schwierigen Zeiten wieder einmal finanziel-

ler und bürokratischer Aufwand aufgebürdet wird!    

In Unternehmen mit Betriebsräten ist zu berücksichtigen, 

dass diese bei der konkreten Ausgestaltung der Zeiterfas-

sung ihre Mitbestimmungsrechte einfordern werden. Die 

Aussage des BAG, dass den Betriebsräten kein Initiativrecht 

zusteht, darf nämlich keinesfalls dahingehend missverstan-

den werden, dass dem Betriebsrat keinerlei Mitbestim-

mungsrechte bei der Ausgestaltung der Zeiterfassung zu-

stehen würden. Vielmehr wird es hier oftmals notwendig 

sein, (neue) Betriebsvereinbarungen zu schließen, die die 

Details der Arbeitszeiterfassung einschließlich datenschutz-

rechtlicher Fragestellungen zur Nutzbarkeit der gewonne-

nen Daten und einer damit möglichen Leistungs- und Ver-

haltenskontrolle der Mitarbeiter regeln. 

Nicht ganz sicher absehbar ist derzeit auch, für welchen 

Kreis von Mitarbeitern die Pflicht zur Arbeitserfassung im 

Einzelnen gelten soll. Gilt diese z. B. auch für leitende An-

gestellte (die an sich nicht den Regeln des deutschen Ar-

bZG unterfallen)? Insoweit ist die genaue Begründung des 

BAG von Interesse: Das Gericht stützt seine Entscheidung 

auf eine unionsrechtskonforme Auslegung des § 3 Abs. 2 

Nr. 1 des Arbeitsschutzgesetzes (und gerade nicht auf das 

Arbeitszeitgesetz). Hier heißt es, dass Arbeitgeber verpflich-

tet sind, die „erforderlichen Maßnahmen des Arbeitsschut-

zes“ zu ergreifen sowie in diesem Zusammenhang „für eine 

geeignete Organisation zu sorgen und die erforderlichen 

Mittel bereitzustellen“. Aus einer europarechtskonformen 

Auslegung dieser Vorgaben leitet das BAG die Pflicht zur 

Arbeitszeiterfassung ab. Das Arbeitsschutzgesetz selbst 

bezieht sich hier – weiter als das ArbZG - auf alle „Beschäf-

tigten“. Zu betonen ist zudem, dass auch die einschlägigen 

EU-Richtlinien von einem weiteren Verständnis des Arbeit-

nehmerbegriffs ausgehen. So erfasst etwa die Arbeitszeit-

richtlinie im Grundsatz auch leitende Angestellte (sieht al-

lerdings in Art. 17 vor, dass bzgl. dieser Gruppe von Mitar-

beitern von sonst gültigen Vorgaben zu Arbeits- und Ruhe-

zeiten abgewichen werden darf). Hier ist eine Debatte zur 

Frage zu erwarten, was all dies für die Reichweite der Ar-

beitszeiterfassung bedeutet. Möglicherweise wird die Be-

gründung des BAG hierzu weiteren Aufschluss geben. 

DAS ENDE DER VERTRAUENSARBEITSZEIT? 

Eine Diskussion ist aktuell erneut über die Frage entbrannt, 

ob die Entscheidung des BAG nun das Ende der Vertrau-

ensarbeitszeit und anderer flexibler, moderner und eigen-

verantwortlich gelebter Arbeitszeitmodelle einläutet.  

Wir halten diese Befürchtungen für überzogen. Zum einen 

ist die Frage der Gestaltung der Arbeitszeit von der Frage 

ihrer Erfassung zu trennen. Es ist wohl richtig, dass die vom 

Arbeitgeber zu gewährleistende Erfassung anspruchsvoller 

ist, wenn ein Arbeitnehmer zeitlich und örtlich flexibel arbei-

tet. Auch dies sollte jedoch ein praktisch gut lösbares Prob-

lem sein. Ein Begleiteffekt der Pandemie war im Übrigen, 

dass viele Mitarbeiter die Vorteile zeitlich und örtlich flexib-

len Arbeitens schätzen gelernt und sich arbeitgeberseitige 

Befürchtungen eines „Kontrollverlustes“ weitestgehend als 

unbegründet erwiesen haben. Es erscheint unwahrschein-

lich, dass der Gesetzgeber diese praktische Entwicklung zu-

rückdrehen will oder kann. Auch der Koalitionsvertrag ent-

hält wie bereits erwähnt ein grundsätzliches Bekenntnis zur 

Arbeitszeitflexibilisierung. Es ist insoweit sogar zu hoffen, 

dass der deutsche Gesetzgeber die (begrenzten) Spielräu-

me der Arbeitszeitrichtlinie auch noch aktiv gestaltend aus-

nutzt. 

HANDLUNGSBEDARF 

Soweit noch nicht geschehen, müssen Unternehmen spä-

testens jetzt ganz konkret prüfen, welche Methoden der Ar-

beitszeiterfassung mit Blick auf die eigene Belegschaft sinn-

voll sind und die Arbeitszeiten auch tatsächlich erfassen. 

Während man sich nach der Entscheidung des EuGH noch 

auf den Standpunkt zurückziehen konnte, dass in erster Li-

nie der deutsche Gesetzgeber gefordert ist, ist jetzt geklärt, 

dass die Unternehmen selbst in der Pflicht sind. Von der 

klassischen Stechuhr bis hin zu modernen, cloudbasierten 

Lösungen über eine App ist hier vieles denkbar. Die techni-

sche Umsetzung ist zwangsläufig durch rechtliche Überle-

gungen zu begleiten. So werden sich vielfach insbesondere 

mitbestimmungsrechtliche Detailfragen, etwa Fragen zur 

Zuständigkeit der örtlichen Betriebsräte oder des Gesamt-

betriebsrats und natürlich auch Fragen des Arbeitnehmerda-

tenschutzes stellen. Zu hinterfragen ist schließlich stets, ob 

die jeweils angedachte Lösung auch tatsächlich den vom 

EuGH formulierten Anforderungen an ein „objektives, ver-

lässliches und zugängliches System zur Erfassung der täg-

lichen Arbeitszeit“ genügt. Gerne stehen wir Ihnen bei der 

Behandlung dieser Fragen zur Seite. 

Falls Sie in den Verteiler unseres kostenlosen Kanzlei-

Newsletters aufgenommen werden möchten, senden Sie 

uns zu diesem Zweck bitte eine kurze E-Mail. 
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